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Gesezgebung.
Grosser Rath, 3--. Juli.

(Fortsetzung.)

Stockar: Der Senat beschäftigt sich mit
der Eintheilung, und also können wir uns, ohne
Verwirrung zu verursachen, nicht auch hiemit be-
scháftigen; also fodere ich Tagesordnung über Zu?,-
mermanns Antrag.

Schlumpf : Man will von diesem nichts
und von jenem nichts, und die eben beschlossene
Vertagung des Gutachtens ist die Vertagung von
einer durch einen deutlichen §. der Constitution vor-
geschriebenen Operation, der Erneuerung des Se-
nats; es ist die Rechte des Volks vertagen; denn
auf solche Art würden wir unabänderlich auf unsrer
Stelle bleiben. Als Constitutionsânderung die Can-
tone anders eintheilen, ist unausführbar; denn
denke man sich die Unordnung, welche entstehen
würde, wenn jede einzelne Gemeinde über die

neue Eintheilung mit ihrem Localgeist urtheilen und
absvrechcn müßte! Und ich erkläre im Namen des

größern Theils des Volks, welcher die s größern
Cantons bewohnt, daß diese Vertagung, die wir
eben beschlossen haben, dessen Rechten zuwider ist,
und eine Aufschiebung der Anwendung eines Con-
stirutl'onsparagraphs ist ; ich weiß nicht, was hier-
aus entstehen wird, aber feierlich erkläre ich hier
öffentlich, daß ich daran keinen Theil nahm, und
also auch keine Schuld auf mir habe. Lebhafter
Beifall.)

Kilchmann will durchaus nicht der Constitu-
tion zuwider die Cantone anders eintheilen, und
daher stimmt er Stoekar bei.

H u ber : Ohne Zimmermanns Antrag laufen
wir Gefahr, daß unser Volk in Anarchie versinke,
denn wenn wir von den Vorschriften der Constitu-
tion abweichen, und die Erneuerung der Gewalten
nicht zu rechter Zeit srganisiren, so hat das Volk
recht sich unsern Gesehen zu widersetzen. Die neue
Eintheilung Helveticas kann der Constitution zu-
folge durch das Gesetz geschehen, und also können
wir uns damit beschäftigen; überdem ist ja über
die Veränderungen der Constitution «och gar nichts
bestimmt, und so lange bis dies« abgeändert wird,
kann doch die Erneuerung des Senats nicht auf-
geschoben werden; ich stimme also Zimmermanns
Antrag bei, als dem einzigen Mittel, uns aus
der Verlegenheit zu retten, in die uns unser Be-
fchluß gestürzt hat.

Iomini federt Zurüknahme der eben unüber-
legt beschlossenen Vertagung, weil der Gegen-
stand so dringend ist, daß er keiner Vertagung fa-
hig ist.

-
Herzog v. Eff. : Man vertagt das eine be-

dingt, um das andere auf immer zu entfernen,
uns wir vereinige» Gegenstände untereinander, um
sie einen durch den andern verwerfen zu machen.
Zimmermanns Antrag kann nicht angenommen wer-
.den, ohne die über die Eintheilung Helveticas be-

schlsssene Vertagung zurükzunehmen, allein da die

Eincheilung mit der Constitution verbunden ist, s»

kaun dieß nicht seyn, und um uns also zu helfen,
müßen wir, wie Jomjni begehrt, die eben beschloss

sene Vertagung zurüfnehmen, und den Gegenstand
aufs neue der Commission überweisen.

Guter: Es ist traurig, jn solch einem An-

genblick einen Apfel der Zwietracht unter uns ge-

worsen zu sehen. Zimmermann hat nicht gesM
chen, und will unpartheyisch seyn. Nein, M
er gesprochen, so wüßte man, wie er denkt. Das

Gutachten ist darum vertaget worden, weil man

sich nicht von Z großen Cantonen tyrannistren last

sen will. (Großer Beifall.) Wir können ja die

Senatoren alle auffodcrn, dieß wichtige Geschäft
der Eintheilung zu beschleunigen, und dann kann

das Gänze noch bei guter Zeit vollendet werden;
ich fodere also Tagesordnung über Zimmermanns
Antrag, denn wir sind Menschen, wir lieben un-

sere Cantone, und wir haben noch immer unsere

Verhältniße, und also kann nicht den einen Camo-

nen zuviel Uebergewicht über die andern Cantone

zugegeben werden.
S ecr etan : Ich verstehe dieses Räsonncment

eben so wenig, als das Hebräische oder Arabische.

Wie kann auch von überwiegendem Einstuß eines

Kantons über die andern die Rede seyn? Denn

es ist vom Volk und nicht von Cantonen die

Rede. Ware die Sache nicht so wichtig,
te man über unsern Gang lachen. Heute sind

Tage, daß wir die Eintheilung bis nach der Com

siilutionsänderung vertaget haben, uud heute,

Bürger! vertagen wir die Erneuerung des iseuars

bis nach der Eintheilung. Der Federalism
noch schrecklich unter uns seyn, weil die ben-e

Gegenmittel eins nach dem andern vertaget werttu,

und wir uns zu keinem dieser Mittel cutsciMb
können. Aber wir verstehen die Planed-e ^ '

theilung wurde als Constitutisnssachc erklärt,
mit die gegenwärtige föderalistische Eintheilung
nigstens noch 5 Jahre dauern müße; aber der -

§. der Constitution ist noch vsrhanden, und »1

kann noch nicht so geschwind geholfen tver" -

Auch ist schon hinlänglich gezeigt worden,
Zwttiig ketten eine Eincheilung, wenn sie vom ^ ^
soll in Berathung genommen werden, haben w

Bedenkt, Bürger! baß wir noch vor dem ^
die Urversammlungcn und Wahlversammluiigeu 0

nisiren müßen; uud nun sollen wir noch die >



lik neu eintheilen! Also laßt uns keine Zeit ver-
lieren.Man ernenne eine Commission über die-
ses leztcre Geschäft, und fodere von ihr bis mor-
gen ein Gutachten.

Zimmer mann: Gewiß finden wir uns in ei-
ner schwierigen Lage; im Sept. müssen die Urver-
sammlungen, der Constitution zufolge, zusammen-
kommen; wir müssen diese also noch organisiren,
und heute haben wir nun noch die Kantonseinthei-
lung zu diesen Arbeiten beigefügt; wollen wir gar
noch die Kantone abschaffen, so müßte dieses als
Constitutionsabânderung behandelt werden. Also
eins von beiden, entweder beauftrage man eine
Commission mit einer auf die jetzigen Kantone be-
gründeten neuen Eintheilung, oder man nehme den
Beschluß der Vertagung zurük, und weise das Gut-
achten an die Commission, um ein neues zu ent-
werfen, zu einem dieser beiden Entschlüsse sind wir
gezwungen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Was ist Gesetz?

,» Das Gesetz " — sagt der y. Art. der Abände-
rungsvorschlâge der Constitution — »ist der Wille

S<m,M gesellschaftlichen Körpers, ausgedrükt
durch die Mehrheit der Bürger oder ihrer Stell-
Vertreter.

Cicero giebt folgende Erklärung des Gesetzes:
»das Gesetz rst Vorschrift der Vernunft, mit der

/^stimmend, für Jedermann und für
»

durch Gebote oder Verbote zur
"yend diesem Gesetz darf

a.lck t^nn ^ 'bm weggethan werden,auch kann weder der Senat noch das Volk uns

kep
^folgung lossprechen." (d'iugui. ä<-

"/le Athenienser an tyrannischen
^ " landen, könnte man darum diese

Gesetze ur gerecht ansehen?" (sto WZ. i. i5.)
schlui?d-? der Völker, wenn Be-

ttt dis "î» wenn Aussprüche der Rich-
Ware

und festsetzen könnten, so

». s. l5" W c 16
^ Ehebruch wäre Recht

ben^îi/l^" Besorgniß ist keineswegs übcrtrie-
Corvs à "euere Völker, stellvertretende
Verbkàî ^ ?.^ â Fürsten, haben oft genug
ist gutgeheißen und es
geseke st/^ -st'chtigkeit solcher Vedrückungs-
'wn ms Gedächtniß zu rufen - Zu
^eiss/lâ^^k. ^''' Augenblik, das Gesetz der

I laue Hebungen in Frankreich und die

Gesezgebung über die Verdächtigen, die d.»n

helvetischen Räthen vorgeschlagen ist.
Die zweite Hälfte des angeführten yten Art. ist

in der That von der Art, daß dadurch, was die
erste der Willkühr einräumt, gewissermaßen verbes-
sert wird: »der Zwek des Gesetzes ist die Sicher-
stellung der natürlichen Rechte des Menschen, mit
denen es also niemals im Widerspruch stehen darf."
Allein diese zweite Hälfte sieht für sich schon im
Widerspruch mit der ersten; denn wenn es ein
Wille ist, der das Gesetz bestimmt, so kann dieser
dem Grundsatz entgegcngesett seyn.

Es würde diese erste Erklärung wemger bedenk-
lich seyil, wann sie nicht mit so vielen seit einigen
Iahren über die Volkssouveränität verbrei-
teten Maximen im Zusammenhang stünde. Es war
die Aufstellung dieser Lehre nothwendig geworden,
um damit jene eines göttlichen, gewissen Perso-
ncn oder Familicn anhängenden Rechts zu bekäm-

pfen; auch besteht der Irrthum keineswegs darin,
daß man alle in der Gesellschaft vorhandenen Ge-
walten vom Volke herleitet; sie rühren in der That
alle von ihm her — sondern daß man der Gesammt-
heit des Volks unter dem Namen der Souvevä-
ni tät, unbestimmte und willkührliche Rechte ertheilt,
so daß am Ende der Despotism nur seine Stellt
geändert hätte. Diese Rechte sind nirgends vor-.
Handen und man kann sich nicht genug gegen jede
Form und jeden Ausdruk, der sie wieder zum Vor-
schein bringen möchte, erheben.

Brissot rechtfertigte die Abscheulichkeiten der Eist-
grübe von Avignon dadurch, daß er sagte: „Jour-
dan vollziehe den verwirrt und unordentlich ausge-
drükten Willen des Volks."

Die Gesetzgebung ist eine Verrichtung, ein obrig-
seitliches Amt, und so wie die Verrichtung des
Richters darin besteht, das Gesetz auf einen beson-
dein Fall anzuwenden, so besteht die Verrichtung
des Gesetzgebers darin, die Aussprüche des narür-
lichen Gesetzes bestimmt und klar dariustellen, und
sie durch die Kraft der Staatsgesellschaft zu nnte»
stützen. Es darf in der einen dieser Verrichtungen
so wenig Willkühr statt finde», als in der andern.

Der Ausdruk Stellvertretung ist nicht min-
der unbestimmt als jener andere: Souveräni-
tät, souveräner Wille.

Man scheint darunter bisweilen einen Verhältniß-
mäßige» Ausschuß der Nation zu verstehen, in wel»
chcm jede Abtheilung der ganzen Bevölkerung, auch
ihren Theil von Abgeordneten hat. Geht man hie-»

von aus, so müßte man nicht allein auf Land und
Bevölkerung, sondern auch auf Stand, Beschäftig
gung und Interessen der Personen Rüksicht nehmen;
so würde dann in verschiedenen Staaten eine stells
vertretende Versammlung aus ungefehr 60 Nicht«
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